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Langtitel 

Vereinbarung zwischen dem Bund, den Ländern und den Gemeinden über eine Verstärkung der 
stabilitätsorientierten Budgetpolitik (Österreichischer Stabilitätspakt 2001) 

StF: BGBl. I Nr. 39/2002 (NR: GP XXI RV 829 AB 857 S. 84 BR: AB 6512 S. 682.) 

Ratifikationstext 

Die Vereinbarung tritt gemäß ihrem Art. 17 Abs. 2 erster Satz für den Bund, die Länder Burgenland, 
Kärnten, Niederösterreich, Oberösterreich, Salzburg, Tirol, Vorarlberg, Wien und die Gemeinden 
rückwirkend mit 1. Jänner 2001 in Kraft. 
 

Das Land Steiermark ist der Vereinbarung gemäß deren Art. 17 Abs. 2 letzter Satz mit Rückwirkung 
auf den 1. Jänner 2002 beigetreten. 

Präambel/Promulgationsklausel 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Der Abschluss der nachstehenden Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG wird verfassungsmäßig 
genehmigt. 

Der Bund, vertreten durch die Bundesregierung, und die Länder 

Burgenland, 

Kärnten, 
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Niederösterreich, 

Oberösterreich, 

Salzburg, 

Steiermark, 

Tirol, 

Vorarlberg und 

Wien, 

jeweils vertreten durch den Landeshauptmann, 

sowie die Gemeinden, vertreten durch den Österreichischen Gemeindebund und den 
Österreichischen Städtebund, 

sind – gestützt auf das Bundesverfassungsgesetz über Ermächtigungen des Österreichischen 
Gemeindebundes und des Österreichischen Städtebundes - 

übereingekommen, die nachstehende Vereinbarung zu schließen: 

Zuletzt aktualisiert am 

24.02.2025 
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